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Fachausschuss „Rehabilitation und 
Teilhabe“
–an– Im Jahr 2023 war die Arbeit des 
Fachausschusses „Rehabilitation und 
Teilhabe“ unter dem Vorsitz von Prof. 
Dr. Jeanne Nicklas-Faust (Bundesge-
schäftsführerin der Bundesvereinigung 
Lebenshilfe e.V.) von einer Vielzahl von 
Themen geprägt. Im besonderen Fokus 
stand die SGB VIII-Reform.

In der auftaktgebenden Sitzung am 16. 
Februar 2023 befasste sich der Fach-
ausschuss mit dem Thema „Gewalt-
schutz in der Eingliederungshilfe“ aus 
der Perspektive der Träger der Einglie-
derungshilfe und der Aufsichtsbehör-
den. Als Vertreter eines Trägers der Ein-
gliederungshilfe stellte Markus Schul-
zen (Landschaftsverband Rheinland) 
zunächst dessen Maßnahmen zum Ge-
waltschutz und zur Gewaltprävention in 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
vor. Er erläuterte, dass der Landschafts-
verband bereits eigene fachliche (ggf. 
noch weiter zu konkretisierende) Min-
destanforderungen an Gewaltschutz-
konzepte entwickelt hat und die Gewalt-
schutzkonzepte der Leistungserbringer 
auf die Umsetzung dieser Anforderun-
gen hin überprüft werden. Anschlie-
ßend gingen Ingo Klatt (Senatsverwal-
tung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, 
Integration, Vielfalt und Antidiskriminie-
rung des Landes Berlin) und Doerthe 
Nuttelmann (Landesamt für Gesundheit 
und Soziales) in ihrem Impulsvortrag 
auf die Rolle und Aufgaben der Heim-
aufsicht bei der Überwachung des Ge-
waltschutzes in Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe in Berlin ein. Insbeson-
dere wurde nach einer Änderung des 
Wohn- und Teilhabegesetzes Berlin im 
Jahr 2021 der Gewaltschutz erstmals als 
Bestandteil der jährlich stattfindenden 
Regelprüfung gesetzlich verankert. Weil 
das Gesetz jedoch keine inhaltlichen 
Vorgaben zu den Konzepten enthalte, 

beschränke sich die Prüfung allein da-
rauf, ob lediglich Gewaltschutzkonzep-
te vorliegen. In der anschließenden Dis-
kussion wurde deutlich, dass es Min-
destkriterien für Gewaltschutzkonzepte 
bedarf, die überprüfbar sind. Außerdem 
stellte Dr. Manuela Richter-Werling (Irr-
sinnig Menschlich e.V.) das Präventions-
programm „Verrückt? Na und!“ vor. Das 
Programm, welches sich an Schüler/in-
nen und ihre Lehrkräfte richtet, soll zur 
Prävention und Entstigmatisierung psy-
chischer Erkrankungen beitragen. Die 
Umsetzung erfolgt in multiprofessio-
nellen Teams aus sozialpsychiatrischer 
Versorgung, Prävention und Gesund-
heitsförderung und persönlichen Ex-
pert/innen. Die Vernetzung von Part-
nern aus den Sektoren Gesundheit, Ju-
gendhilfe und Schule ist ein zentrales 
Handlungsprinzip.

Am 23. Februar 2023 nahm der Fach-
ausschuss außerdem am ersten Teil der 
Sitzung des Fachausschusses „Jugend 
und Familie“ teil. In dieser gemeinsa-
men Sitzung stand das Thema „Reform 
des SGB VIII“ in einem besonderen Fo-
kus. Prof. Dr. Jan Ziekow (Deutsches 
Forschungsinstitut für öffentliche Ver-
waltung, FÖV) stellte das vom BMFSFJ 
geförderte Projekt „Umsetzungsbeglei-
tung des Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetzes (KJSG): Umstellung der Ver-
waltungsstrukturen im Bereich der Ein-
gliederungshilfe“ vor. Ziel des von 2022 
bis 2025 laufenden Projektes sind die 
Ermittlung der Folgen einer Umstellung 
der Verwaltungsstruktur und -prozesse, 
die Identifizierung von Hindernissen, 
die bei der zukünftigen Verwaltungs-
struktur und -organisation bedacht 
werden müssen, sowie die Erarbeitung 
einer Handreichung zur bundesweiten 
Unterstützung der Verwaltungsumstel-
lung. In der anschließenden Diskussi-

on der beiden Fachausschüsse wurde 
die Benutzung des Begriffes „Inklusive 
Lösung“ kritisch bewertet, da das Pro-
jekt die Zusammenführung von Verwal-
tungsstrukturen zum Inhalt habe und 
nicht den gesetzlichen Leistungstatbe-
stand als solchen. Auch wurden Fragen 
nach den Kosten einer inklusiv ausge-
richteten Kinder- und Jugendhilfe und 
die Rolle des Fachkräftemangels disku-
tiert.

In der Sitzung am 11. Mai 2023 befass-
te sich der Fachausschuss mit den Emp-
fehlungen des Deutschen Vereins zur 
Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe bei 
der Umsetzung der Reformstufe 2 des 
Bundesteilhabegesetzes (BTHG). Die 
Empfehlungen enthalten mögliche Lö-
sungsvorschläge für besonders proble-
matische Bereiche in der Anwendung 
des reformierten SGB IX für die Pra-
xis der Jugendämter und benennt ge-
setzgeberische Handlungsbedarfe mit 
Blick auf die 3. Reformstufe des KJSG, 
insbesondere im Hinblick auf eine ge-
setzliche Anpassung des Behinderungs-
begriffs in § 35a SGB VIII. Die Empfeh-
lungen wurden anschließend im feder-
führenden Fachausschuss „Jugend und 
Familie“ beraten.

Im Anschluss berichteten einige Mitglie-
der des Fachausschusses aus der drit-
ten Sitzung der BMFSFJ-Arbeitsgruppe 
„Inklusives SGB VIII“ vom 20. April 2023. 
Ergänzend wurde auf die Begleitprojek-
te hingewiesen, z.B. Werkzeugkasten 
zur Qualifizierung von (angehenden) 
Verfahrenslotsen/-lotsinnen. Betont 
wurden Bedenken im Hinblick darauf, 
ob nach der geplanten letzten Sitzung 
im September 2023 bereits mit Ergeb-
nissen aus dem Beteiligungsprozess zu 
rechnen sei, da bezüglich einzelner Re-
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gelungstatbestände, z.B. eines gemein-
samen Antragserfordernisses, unter-
schiedliche Auffassungen bestehen. 
Anschließend stellten Bernd Giraud 
(Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha-
bilitation) und Projektleiterin Dr. Chris-
tiane Goldbach das Projekt „Gemein-
samer Grundantrag für Reha- und Teil-
habeleistungen“ vor. Ziel des Projekts 
sei die Entwicklung eines einfachen, 
ganzheitlichen, digitalen gemeinsamen 
Grundantrags für Reha- und Teilhabe-
leistungen, um eine schnelle Zuständig-
keitsklärung und die frühzeitige Erken-
nung eines Gesamtbildes sowie träger-
übergreifender Bedarfe zu ermöglichen. 
Im Fokus des Projekts steht die Entwick-
lung eines digitalen Prototyps für einen 
solchen Antrag. Die systematische Er-
probung durch antragstellende Perso-
nen und Reha-Träger vor Ort stellt das 
Herzstück des Projekts dar. In der an-
schließenden Diskussion wurde da
rauf hingewiesen, die Schnittstellen des 
Grundantrags zu den Anträgen der ein-
zelnen Reha-Träger gut zu gestalten, um 
doppelten Aufwand zu vermeiden.

In der Sitzung am 17. August 2023 stand 
erneut ein Austausch zur SGB VIII-Re-
form auf der Agenda. Zunächst berich-
tete Anna Zhuleva, wissenschaftliche 
Referentin im Deutschen Verein, aus der 
Sitzung der BMFSFJ-AG zum inklusiven 
SGB VIII vom 27. Juni 2023. U.a. habe 
Prof. Dr. Sabine Walper (Deutsches Ju-
gendinstitut) die aktuellen Forschungs-
befunde zur Situation von Familien mit 
einem von Beeinträchtigungen betrof-
fenen Kind vorgestellt. In der anschlie-
ßenden Diskussion wurden seitens der 
Mitglieder erneut Bedenken gegen den 
Beteiligungsprozess erhoben, z.B. dass 
Jugendliche mit Behinderungen nicht 
ausreichend einbezogen wurden und 
der Diskurs stark von der Perspektive 
der Kinder- und Jugendhilfe geprägt sei. 
Dabei wurde auf die hohe Bedeutung 
der Regelungen zur trägerübergreifen-
den Zusammenarbeit im SGB IX hinge-
wiesen. Insgesamt wurde deutlich, dass 
viele Fragen bezüglich der gesetzlichen 
Ausgestaltung noch ungeklärt sind.

Über den Stand der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG) im Rah-
men des Themenfeldes „Gesundheit“, 
für das Niedersachsen und das BMG 
die Federführung übernommen ha-
ben, berichtete anschließend Charlot-
te Wallat (Referat 102 – Inklusion für 
Menschen mit Behinderungen, Nie-
dersächsisches Ministerium für Sozia-
les, Arbeit, Gesundheit und Gleichstel-
lung). Dabei ging sie auch auf die ak-
tuelle Reform des OZG 2.0 ein, das den 
Rahmen für die weitere Digitalisierung 
der Verwaltung sowie zentrale Voraus-
setzungen für nutzerfreundliche, bar-
rierefreie und vollständig digitale Ver-
fahren schaffen soll, z.B. durch die Be-
reitstellung zentraler Basisdienste wie 
Nutzerkonto und Postfach durch den 
Bund. Welche Herausforderungen und 
Erkenntnisse ein breiter Beteiligungs-
prozess zur Fortschreibung des Lan-
desaktionsplanes (LAP) für Menschen 
mit Behinderungen in Baden-Württem-
berg zur Folge hat, stellte anschließend 
Hannes Schuster (Projektleitung bei Al-
lianz für Beteiligung e.V.) vor. Anlass für 
den Beteiligungsprozess waren die Er-
gebnisse der Evaluation des bisherigen 
Landesaktionsplans zur Umsetzung der 
UN-BRK, die eine stärkere Einbindung 
von Betroffenen bei einer künftigen 
Fortschreibung des Aktionsplans for-
derten. Außerdem stellte Prof. Dr. Felix 
Welti (Fachgebiet Sozial- und Gesund-
heitsrecht, Recht der Rehabilitation 
und Behinderung der Universität Kas-
sel) die zentralen rechtswissenschaftli-
chen und sozialwissenschaftlichen Er-
gebnisse der Evaluation des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes (BGG) vor. 
Neben einer umfassenden Grundlagen-
evaluation wurde untersucht, ob die 
Ziele, die mit der Verabschiedung des 
BGG und der Novellierung in 2016 an-
gestrebt wurden, erreicht wurden und 
sich die vorgenommenen Änderungen 
in der Praxis bewährt haben. Eine we-
sentliche Erkenntnis der Evaluation ist, 
dass das BGG im Rechtsleben immer 
noch wenig bekannt ist. Vielerorts feh-
le auch ein Bewusstsein für die Anwen-
dung des BGG in den Facheinheiten der 

Ministerien. Der Bericht sieht weitrei-
chende Handlungsempfehlungen zur 
Weiterentwicklung des BGG, insbeson-
dere der Schnittstellen zum Zivilrecht 
und der Verknüpfung zum Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vor.

Die letzte Sitzung des Fachausschusses 
am 9. November 2023 befasste sich mit 
der geplanten Reform der Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM). Maik 
Bäker (Referat Va2, Teilhabe schwerbe-
hinderter Menschen, Werkstätten für 
behinderte Menschen beim BMAS) stell-
te die Erkenntnisse aus der Studie und 
die Überlegungen des BMAS zur Re-
form der Werkstätten vor. Die Studie, 
die anlässlich einer Entschließung des 
Bundestages vom BMAS in Auftrag ge-
geben wurde, beschäftige sich mit den 
Möglichkeiten, das Entgeltsystem in 
der WfbM transparent, nachhaltig und 
zukunftsfähig weiterzuentwickeln. Zu-
dem wurde untersucht, wie der Über-
gang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
für Werkstattbeschäftigte und Schulab-
gängerinnen und -abgänger von För-
derschulen sowie andere Personen, die 
gegenwärtig als Zielgruppe der WfbM 
angesehen werden, verbessert wer-
den kann. Die vier identifizierten Hand-
lungsfelder des BMAS beschäftigen sich 
mit dem Zugangssystem zur WfbM, dem 
Übergangssystem auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt, dem Entlohnungs-
system und den Teilhabemöglichkeiten 
für Menschen mit komplexen Behinde-
rungen. Seitens des BMAS wurde be-
reits darauf hingewiesen, dass es sich 
bei der Reform der WfbM um einen län-
gerfristigen Prozess handeln werde, da 
noch viele Fragen, insbesondere in Be-
zug auf die Weiterentwicklung des Ent-
lohnungssystems, diskutiert werden 
müssen.

Im Anschluss stellte Prof. Dr. Gudrun 
Wansing (Humboldt Universität Berlin) 
die Ergebnisse der im Auftrag des BMAS 
von 2018 bis 2022 durchgeführten Eva-
luation der Ergänzenden unabhängi-
gen Teilhabeberatung (EUTB) vor. Un-
tersucht wurden Fragen zur Implemen-
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tation, zur Qualität, zu den Ergebnissen 
und Wirkungen für die Ratsuchenden 
sowie den Auswirkungen auf die Bera-
tungslandschaft und das Leistungssys-
tem des SGB IX. Als zentrales Ergebnis 
wurde eine insgesamt hohe Zufrieden-
heit der Ratsuchenden im Erleben des 
Beratungsgesprächs festgestellt. Auf-
grund der Evidenz könne geschlussfol-
gert werden, dass Selbstbestimmung 
und gesellschaftliche Teilhabemöglich-
keiten von Ratsuchenden mit (drohen-
den) Behinderungen durch die Bera-
tung der EUTB gesteigert werden kön-
nen. Abschließend stellte Daniel Scherr 
(Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des) Forderungen der Antidiskriminie-
rungsstelle mit Bezug zu Menschen mit 
Behinderungen für die im Koalitions-
vertrag vorgesehene Reform des All-

gemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG) vor. Mit der geplanten Reform 
sollen insbesondere Lücken beim Dis-
kriminierungsschutz geschlossen, der 
Rechtsschutz verbessert und der An-
wendungsbereich des Gesetzes erwei-
tert werden. Eine zentrale Forderung 
ist die Verankerung eines einklagba-
ren Rechtsanspruchs auf „angemesse-
ne Vorkehrungen“ entsprechend der 
UN-BRK, damit Menschen mit Behin-
derungen gleichberechtigt alle Rechte 
wahrnehmen können. Da die deutsche 
Rechtsordnung angemessene Vorkeh-
rungen bislang allerdings nur in selte-
nen Fällen kennt, sei auch mit Wider-
stand zu rechnen.
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